
SPIEGEL: Herr Gabriel, hat Ihnen Angela
Merkel schon per SMS zu Ihrem Erfolg
bei der Präsidentenwahl gratuliert?
Gabriel: Ich glaube, sie hat derzeit genug
damit zu tun, ihren eigenen Leuten Mit-
teilungen zu schicken.
SPIEGEL: Abgesehen vom Übermittlungs-
weg hätte sie Ihnen durchaus zu einem
Achtungserfolg gratulieren können.
Gabriel: Das war nicht nur ein Achtungs-
erfolg. Die letzten Wochen haben ge-
zeigt, wie viele Menschen in Deutschland
sich für unseren Staat interessieren.
 Joachim Gauck hat es geschafft, die
 Erinnerung daran wachzurufen, dass 
die Demokratie eine eigene Schönheit
hat – auch wenn das pathetisch klingen
mag.
SPIEGEL: Auch bei Ihnen? 
Gabriel: Es erinnert uns Politiker daran,
dass wir die wachsende Kluft zwischen
der Bevölkerung und dem Staat dringend
schließen müssen. Mehr Demokratie zu
wagen ist eine Daueraufgabe, die nicht
mit Willy Brandt endete. Wir Politiker
dürfen nicht nur Techniker der Macht
sein, sondern müssen unser Handeln
 immer wieder an die Prinzipien und
Werte von Freiheit und Verantwortung
binden.
SPIEGEL: Sie selbst haben doch mit Gauck
schiere Machttechnik demonstriert.
Gabriel: Das war keine machttechnische
Kandidatur. Ich weiß ja, dass uns viele
Journalisten ständig ausschließlich Taktik

und nie innere Überzeugung unterstellen.
Das gehört zum Demokratiezynismus, der
in Deutschland Mode geworden ist.
SPIEGEL: Sie wollen nicht ernsthaft abstrei-
ten, dass es bei Gaucks Nominierung um
Taktik ging.
Gabriel: Doch. Bereits am Tag des Rück-
tritts von Horst Köhler war mir klar, dass
wir jetzt nicht nach den klassischen
 Mustern handeln dürfen. Aber das wer-
den Sie mir so lange nicht glauben, bis
wir uns mit einer eigenen Mehrheit
 genauso verhalten. Und weil unsere ein-
zige Chance darin besteht, Glaubwürdig-
keit zurückzugewinnen, werden wir das
 machen. 
SPIEGEL: Sollte die SPD also in der nächs-
ten Bundesversammlung die Mehrheit ha-
ben, wird sie keinen verdienten Genossen
aufstellen?
Gabriel: Wenn ich in fünf Jahren noch
SPD-Vorsitzender bin, werden wir jeman-
den präsentieren, der wie Joachim Gauck
über die Parteien hinaus wirkt.
SPIEGEL: Und rein taktisch hat es Ihnen
nicht gefallen, dass es die drei Wahlgänge
für Frau Merkel nicht einfacher gemacht
haben?
Gabriel: Es ging nicht darum, Schwarz-
Gelb vorzuführen. Dann hätte ich doch
Angela Merkel nicht das Angebot ge-
macht, einen geeigneten Kandidaten zu
unterstützen. Das habe ich erstmals be-
reits getan, als von Joachim Gauck noch
gar nicht die Rede war.
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wirft den Linken „Politikunfähigkeit“
vor: „Die Linken haben gezeigt, dass sie
nicht angekommen sind.“
Die Pragmatiker in der Linkspartei, die

eigentlich auf eine linke Perspektive für
2013 hoffen, sind ebenfalls schwer ent-
täuscht. Parteivize Halina Wawzyniak
sieht die aktuellen Führungsriegen zu
sehr ineinander verkeilt, gestärkt würden
diejenigen, die in der Radikalisierung das
Heil suchen. Dass Lafontaine sich bei der
Präsidentenwahl wieder als heimlicher
Linken-Chef erwies, stimmt das Refor-
merlager nicht gerade glücklich. 
Vor kurzem saßen Vertreter aller drei

Parteien bei einer Podiumsdiskussion zu-
sammen. Für die Grünen war Bundesge-
schäftsführerin Steffi Lemke gekommen.
Sie zeigte den anderen einen knallharten
Zeitplan auf. Der „Kernpunkt“ sei, „ob
man 2013 sagt, es gibt eine linke Alter-
native zu Schwarz-Gelb“, erklärte die
Grüne. An den SPD-Linken Björn Böh-
ning gewandt fügte sie hinzu: „Björn, ihr
habt keine paar Jährchen Zeit, das zu klä-
ren.“ SPD und Linke müssten „24 Monate
vor der Bundestagswahl“ entscheiden,
„ob man das anstrebt“.
Ein rot-rot-grünes Projekt müsse man

zwölf Monate lang „gesellschaftlich vor-
bereiten, dafür werben“ und dann „zwölf
Monate dafür Wahlkampf machen“, argu -
mentierte Lemke. Die politische Linke
müsse ihre Scheu ablegen, „über Macht,
Notwendigkeit von Macht und Regie-
rungsperspektiven zu diskutieren“. Davon
sind die Parteien jedoch weit entfernt.
Zwar stehen SPD und Grüne besser da,

als ihre Anführer sich das im September
2009 erträumt hatten. Der Macht hat sie
das aber nicht viel näher gebracht. Die wird
es wohl nur mit Hilfe der Linken geben.
In einer gemeinsamen Fraktionssitzung

genossen die rot-grünen Partner am Mitt-
wochabend den gefühlten Sieg. Jürgen
Trittin sprach die SPD-Delegierten liebe-
voll mit „Genossinnen und Genossen“
an, Claudia Roth umarmte die rot-grüne
Gemeinde erst physisch und dann verbal,
indem sie den Gegner beschimpfte:
„Links heißt ab heute, einen CDU-Mi-
nisterpräsidenten zum Bundespräsiden-
ten zu wählen“, spottete Roth. „Links
wurde heute neu definiert.“
Nachdem man sich lange genug der

Gemeinsamkeiten versichert hatte, mel-
deten sich Hannelore Kraft und Sylvia
Löhrmann zu Wort. Die beiden wollen
nächste Woche in Düsseldorf zusammen
die Landesregierung bilden. Die Grüne
Löhrmann sagte: „Und all das Gute, was
jetzt gesagt wurde, setzen wir demnächst
um in NRW.“ Die Zuhörer erhoben sich
zu stehendem Applaus, denn das Rezept
der NRW-Frauen gefiel ihnen: ohne die
Linken regieren. 
Leider auch ohne Mehrheit. 

RALF BESTE, MARKUS DEGGERICH, 
MARKUS FELDENKIRCHEN, CHRISTOPH HICKMANN
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„Ich bin nicht Kanzlerkandidat“
Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel, 50, über Seriosität 

und  Zynismus in der Politik, seine Abgrenzung von der Linken
und sein kommunikatives Verhältnis zu Angela Merkel

Linken-Kritiker Gabriel: „Kein Fleisch von unserem Fleische“



SPIEGEL: Wäre sie darauf eingegangen, hät-
ten Sie hinterher allen erzählt, dieser Kan-
didat sei Ihre Idee gewesen.
Gabriel: Mein erstes Angebot und Angela
Merkels Antwort darauf sind nicht öffent-
lich geworden, weil das ein Kontakt nur
zwischen uns beiden war ohne andere
Beteiligte. Frau Merkel wollte eine reine
Machtdemonstration der Koalition bei
der Wahl des Bundespräsidenten. Dass
das gründlich schiefgegangen ist, liegt
doch nicht an der Machttaktik der SPD,
sondern an der Machtlosigkeit Angela
Merkels. 
SPIEGEL: War es machttaktisch geschickt,
der Linken Ihren Kandidaten vor den
Latz zu knallen?
Gabriel: Wenn ich Frau Merkel einen ge-
meinsamen Kandidaten von SPD, Grü-
nen und Linken angeboten hätte, dann
hätte sie zu Recht gesagt: Lieber Herr
 Gabriel, das wissen Sie doch ganz genau,
dass das bei uns nicht geht, das ist ein
rein taktisches Manöver. Deswegen war
es gar nicht möglich, das Angebot gemein-
sam mit der Linken zu formulieren. Wir
wollten ja mit Union und FDP einen ge-
meinsamen Präsidenten wählen. Denn
schließlich haben die die Mehrheit in der
Bundesversammlung.
SPIEGEL: Finden Sie als ehemaliger Lehrer
diese Art der Frontalpädagogik nicht et-
was veraltet?
Gabriel: Ich bin nicht der Erziehungsbeauf-
tragte der Partei Die Linke. Außerdem

können Sie im Mathematikunterricht nicht
durch pädagogische Tricks erklären, dass
zwei mal zwei fünf ist.
SPIEGEL: Was hat das mit der Linkspartei
zu tun?
Gabriel: Es gibt auch im Verhältnis zu de-
nen ein paar Grundsätze. Vor allem, dass
die SPD mit dieser in sich so gespaltenen
Linken auf Bundesebene und manchmal
auch auf Landesebene derzeit nicht zu-
sammenarbeiten kann.
SPIEGEL: Warum nicht?
Gabriel: Ich werde die Partei Kurt Schu-
machers nicht in ein Bündnis mit einer
Partei führen, die ein ungeklärtes Verhält-
nis zum DDR-Unrecht und zum Parla-
mentarismus hat. Das ist keine Frage der
Pädagogik und keine Frage der Taktik.
Seit ich Vorsitzender bin, erkläre ich der
Sozialdemokratie, dass ihre anfängliche
Sentimentalität gegenüber der Partei Die
Linke Unsinn ist. Das ist nicht Fleisch von
unserem Fleische.
SPIEGEL: Sondern? Ein Tumor?
Gabriel: Nein. Das ist eine ganz normale
andere Partei. Oskar Lafontaine hat mir
gesagt, ich solle doch endlich dafür sor-
gen, dass man sie behandelt wie alle an-
deren Parteien. 
SPIEGEL: Was haben Sie geantwortet? 
Gabriel: Dass wir genau das machen. Es
gibt keine prinzipiellen Vorbehalte dage-
gen, mit einer Partei zusammenzuarbei-
ten, die sich politisch als links von der
SPD einstuft. Aber wie bei jeder anderen

Partei müssen wir prüfen, ob wir das in-
haltlich verantworten können. Und wenn
es inhaltlich nicht geht, dann werden wir
nicht nur der Machtperspektive wegen
die Augen zumachen und da reingehen.
SPIEGEL: Ohne Machtperspektive machen
Sie sich lächerlich, so wie im letzten Bun-
destagswahlkampf.
Gabriel: Lächerlich machen sich die, die
glauben, aus einer rechnerischen Mehr-
heit ohne inhaltliche Gemeinsamkeiten
ließe sich eine handlungsfähige Regierung
bilden. Ich habe von den Linken in den
letzten Monaten häufig genug gehört, die
SPD müsse sich irgendwie ändern. 
SPIEGEL: Stimmt das denn nicht? 
Gabriel: Es gibt schon Dinge, die wir än-
dern müssen, aber nicht, weil eine andere
Partei sich das von uns wünscht, sondern
weil wir es selbst für richtig halten. Und
auch die Partei Die Linke muss sich än-
dern.
SPIEGEL: Sie dürfen sich also was wün-
schen? 
Gabriel: Jetzt müssen die Demokraten,
Pragmatiker, Realisten dort endlich um
die Zukunft ihrer Partei kämpfen, statt
die Vergangenheit zu beschönigen. Wenn
sie das tun und gewinnen, dann gibt es
genug Gemeinsamkeiten mit der SPD,
um auch über Regierungshandeln im
Bund und in den Ländern zu reden. Und
trotzdem kommt dann immer irgendein
Journalist und fragt mich nach der Macht-
perspektive.
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Präsidentschaftskandidat Gauck mit Lebensgefährtin Daniela Schadt: „Er hat die Schönheit der Demokratie in Erinnerung gerufen“
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SPIEGEL: Das wollten wir gerade tun.
Gabriel: Weil auch Sie unterstellen, dass
es in der Politik immer nur um Macht
geht, nie um Inhalte. 
SPIEGEL: Wir sind die bösen Buben?
Gabriel: Ich gebe zu, Sie haben es ja auch
immer wieder so erlebt. Ich kann doch
gar nicht bestreiten, dass im Zweifel um
der Macht willen immer wieder Dinge
über Bord gekippt wurden. In den Augen
vieler Bürger machen die Parteien den
Eindruck, als hielten sie den Wortbruch
für ein legitimes Mittel des Wahlkampfes.
Das ist sicher einer der Gründe, warum
Menschen sich von der Parteipolitik ab-
wenden.
SPIEGEL: War es nicht Ihre Partei, die erst
vor der Merkel-Steuer gewarnt und dann
gemeinsam mit Frau Merkel die Mehr-
wertsteuer erhöht hat?
Gabriel: Wir haben ja nicht deshalb 23 Pro-
zent kassiert, weil wir alles richtig ge-
macht haben. Vor allem darf die SPD bei
grundsätzlichen Fragen der Demokratie
nicht nur um der scheinbaren „Macht -
perspektive“ wegen zu allem ja und amen
sagen.
SPIEGEL: Sie sind vor acht Monaten zum
SPD-Vorsitzenden gewählt werden, als
die Partei am Boden lag. Kann sie wieder
aufrecht gehen?
Gabriel: Ab und zu gucken wir mal nach
unten, ob da etwas im Weg liegt, über
das wir früher gestolpert sind. Aber an-
sonsten gehen wir sehr aufrecht und mit
fröhlichem Gemüt.
SPIEGEL: Dank Ihnen?
Gabriel: Nein. Das ist ein Verdienst der ge-
samten Partei. Unsere Aufgabe war es in
den letzten acht Monaten einerseits, ei-
niges zu korrigieren, was zu unseren
Wahlverlusten beigetragen hat. Das ha-
ben wir weitgehend getan. Die SPD muss
im besten Sinne des Wortes sozial und li-
beral aufgestellt sein. 
SPIEGEL: Also nicht zurück zur alten Ar-
beiterromantik? 
Gabriel: Die SPD war immer erfolgreich,
wenn sie sich sowohl um die klassischen
sozialen Interessen von Arbeitnehmern
und ihren Familien gekümmert hat wie
um das aufgeklärte und intellektuelle
Bürgertum. Es kann uns eben nicht um
irgendeine „neue Mitte“ gehen, von der
niemand weiß, wer das eigentlich sein
soll.

SPIEGEL: Ach, Sie auch nicht?
Gabriel: Nein. Mir geht es um die alte Mit-
te: bildungsorientiert, am sozialen Aus-
gleich orientiert, auch leistungsorientiert.
Willy Brandt hat die angesprochen, Hel-
mut Schmidt auch. Die müssen wir zu-
rückgewinnen.
SPIEGEL: Über den Bundesrat haben Sie
demnächst mit den Stimmen aus Nord-
rhein-Westfalen wieder einen bundes -
politischen Hebel in der Hand. Wie wol-
len Sie den nutzen?
Gabriel: Jedenfalls nicht als Blockade -
instrument, wie das manche glauben. 
Wir werden das stoppen, was wir für
falsch halten. Wir werden nicht zulassen,
dass mit Zustimmung des Bundesrates
die Laufzeiten für alte Atommeiler ver-
längert werden. Wir werden nicht den
Weg in die Kopfpauschale und die Drei-
Klassen-Medizin zulassen. 
SPIEGEL: Also doch Blockade?
Gabriel: Nein. Es gibt natürlich Dinge,
über die wir uns im Vermittlungsaus-
schuss verständigen müssen. Etwa wenn
es um mehr Geld für die Städte und Ge-
meinden geht.
SPIEGEL: Dafür werden Sie auch wieder
mit Frau Merkel kommunizieren müssen.
Sie konnten doch mal mit ihr.
Gabriel: Wir werden sehen, ob sie ein In-
teresse daran hat, Probleme zu lösen,
oder ob sie weiterhin Probleme gar nicht
erst angehen will. Das ist ja ihr Regie-
rungsstil in der schwarz-gelben Koalition.
Nun hofft sie auf Wirtschaftswachstum
aus dem Ausland, damit nicht mehr so
auffällt, dass in Deutschland eigentlich
gar nicht regiert wird.
SPIEGEL: Die Leute mögen Angela Merkel
langweilig finden, aber sie empfinden sie
auch als solide und seriös. Bei Ihnen ist
das eher umgekehrt.

* Links: Christoph Schwennicke und Christoph Hick-
mann in Gabriels Berliner Büro; oben: 1998.

Gabriel: Uns allen in der
Politik werden gelegent-
lich Urteile von Men-
schen zugeschoben, die
uns nicht kennen. Wenn
wir ehrlich sind, passiert
uns das ja auch in der Be-
urteilung anderer Men-
schen ab und zu. Wichtig
ist doch nur, dass wir be-
reit sind, uns immer über-
raschen zu lassen.
SPIEGEL: Woher kommt
das in Ihrem Fall?
Gabriel: Na, ich geb mir
 jedenfalls täglich Mühe,
Sie zu überraschen. Aber
im Ernst: Ich bin in kei-
nem Schönheitswettbe-
werb mit Angela Merkel.
Ich bin auch nicht Kanz-
lerkandidat. Ich bin Par-
teivorsitzender der SPD.

Und die Mehrheit der Parteimitglieder
scheint zu finden, dass ich das ganz gut
mache.
SPIEGEL: Noch sind Sie kein Kanzlerkan-
didat, oder?
Gabriel: Eine Partei, die ein Dreivierteljahr
nach einer herben Niederlage anfängt,
über einen Kanzlerkandidaten zu speku-
lieren, die hätte sie nicht alle beisammen.
Ich habe noch nie viel davon gehalten,
dass der SPD-Vorsitzende das erste Zu-
griffsrecht auf eine Kanzlerkandidatur ha-
ben soll. Es geht darum, den zur Wahl zu
stellen, der 2013 die besten Chancen hat.
SPIEGEL: Jemanden mit einem seriöseren
Image? 
Gabriel: Journalisten unterstellen Politikern
ja gerne Seriositätsdefizite. Politische Se-
riosität entsteht durch Stimmigkeit in ihren
Vorstellungen, Übereinstimmung von Re-
den und Handeln und auch Finanzierbar-
keit ihrer Forderungen. Das alles erreicht
man nicht über einzelne Personen, sondern
über harte Arbeit mit vielen anderen.
SPIEGEL: Aber im Kanzlerzimmer steht
nur ein Sessel.
Gabriel: Keine Sorge, wir finden schon je-
manden, der da draufpasst. Aber wir wer-
den bestimmt mehr zu bieten haben als
eine Einzelperson, so wichtig die am
Ende auch ist. Wenn wir uns sozial und
liberal aufstellen wollen, dann werden
wir das inhaltlich, aber auch personell
zeigen müssen.
SPIEGEL: Also das Tandem Steinmeier/Ga-
briel?
Gabriel: Das gibt es doch schon. Aber ich
finde es lustig, dass Sie die Kandidaten-
frage so interessiert. Vor einem halben
Jahr hätten Sie uns doch noch empfohlen,
am besten gar keinen Kandidaten aufzu-
stellen, weil Sie dachten, es lohne sich
nicht. Da finde ich Ihre Fragen heute
doch schon sehr beruhigend.
SPIEGEL: Herr Gabriel, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch. 
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Gabriel, SPIEGEL-Redakteure* 
„Aufrecht und mit fröhlichem Gemüt“
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Partner Lafontaine, Schröder*: „Die Linke muss sich ändern“


